
 

Antrag der Fraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN: Aktionsplan gegen Gewalt an 

Frauen  

Antrag: 

Die Verwaltung der Stadt Delmenhorst wird aufgefordert, einen Aktionsplan zum 

Schutz von Frauen und zur Prävention von Gewalt an Frauen in Anknüpfung an die 

Istanbul-Konvention aufzustellen. Dieser Plan soll sich explizit auf die Handlungs-

felder der Istanbul-Konvention konzentrieren, die im direkten Einflussbereich der 

Kommune liegen und vor Ort wirksam umgesetzt werden können. Die IK verpflichtet 

neben Bund und Ländern auch die Kommunen dazu, Maßnahmen zu erarbeiten und 

umzusetzen. Zur Erarbeitung dieses Aktionsplans soll unter Federführung der Gleich-

stellungsstelle in Absprache mit den Fachbereichsleitungen Jugend und Soziales und 

Gesundheit eine Fachgruppe zur Erstellung des Aktionsplanes eingerichtet werden.  

Ziel des kommunalen Aktionsplanes ist es, die Lücken des Hilfesystems vor Ort 

herauszuarbeiten. Als erster Schritt ist eine fundierte Bestandsaufnahme des 

aktuellen Systems vor Ort notwendig. Um sicherzustellen, dass der Plan praxisnah 

bleibt, bindet die Projektgruppe Fachstellen, Schutzeinrichtungen, Polizei, Justiz, 

Jugendhilfe, Migrationsbereich, Gemeinwesenarbeit, ärztliches Personal und weitere 

relevante Institutionen aktiv in die Erarbeitung ein.  

Auf dieser Grundlage sollen konkrete Handlungsempfehlungen entwickelt werden, 

die sowohl für die Verwaltung als auch für Träger, Vereine und Schulen vor Ort 

hilfreich sind.  

Begründung:  

Partnerschaftliche Gewalt hat oft schwerwiegende Folgen für die Betroffenen. Sie 

reicht von akuten körperlichen Verletzungen und chronischen Schmerzen über 

schwere psychische Belastungen wie Depressionen und Suchtverhalten bis hin zu 

Risiken während der Schwangerschaft. Die Weltgesundheitsorganisation (WHO) stuft 

Gewalt gegen Frauen daher als eines der größten globalen Gesundheitsrisiken ein 

(WHO 2024). Neben dem individuellen Leid verursacht Gewalt auch hohe gesell-

schaftliche Folgekosten. Und besonders bei Kindern, die Gewalt erfahren, wirkt sich 

dies auf ihre Biografie aus und ist als Kindeswohlgefährdung zu sehen (Meysen 

2023).  

Der bundesweite Anstieg häuslicher Gewalt und die hohe Zahl an Femiziden in 

Deutschland, sowie die Ergebnisse der Dunkelfeldstudie, die von einer hohen 

Dunkelziffer nicht angezeigter Fälle ausgeht, wird deutlich, dass das Problem weit 

größer ist als die offiziellen Statistiken vermuten lassen (Leitgöb-Guzy, Bieber 2026). 

Auch in Delmenhorst verzeichnet die Kriminalstatistik einen Anstieg der Meldungen 

häuslicher Gewalt in den letzten Jahren. 2022 waren es noch 238 gemeldete Fälle, 

während es 2025 bereits 375 waren.  

Die Istanbul-Konvention, die Deutschland im Oktober 2017 ratifiziert hat, soll auch in 

Delmenhorst auf kommunaler Ebene durchgesetzt werden. DIE IK gilt gemäß Art 59 

Abs. 2 GG als Bundesrecht und daran muss sich auch die Kommune halten. 

Besonders im Art. 8 (finanzielle Mittel), Art. 10 (Koordinierungsstelle), Art. 12 



(Prävention) und Art. 13 (Bewusstseinsbildung) ergeben sich zentrale Aufgaben für 

die Kommune. Es geht darum, die in der Konvention geforderten Präventions- und 

Schutzmaßnahmen so zu gestalten, dass sie Frauen und Kinder in unserer Stadt 

tatsächlich erreichen und wirksam schützen. Das führt langfristig auch zu einem 

Abbau von Sozialausgaben. Delmenhorst braucht einen konkreten Aktionsplan 

„Gegen Gewalt an Frauen“. Dieser sollte folgende Bereiche abdecken: Prävention, 

Täterarbeit und Rückfallprävention, Monitoring und Qualitätssicherung, Beratung, 

Unterstützung und konkreter Schutz, sowie Öffentlichkeitsarbeit zu dem Thema.  
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